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Zonenpian Matzendorf. Genehmigung / Behandlung der
Beschwerden

1

L Die Einwohnergemeinde Matzendorf unterbreitet dem Re

gierungsrat die Ortsplanung, bestehend aus

Zonenp1a~ (Plan Nr. 5)
Zonenreglement

- Strassen- und Baulinienpian Nord
(Plan Nr. 6)

- Strassen- und Baulinienpian Süd
(Plan Nr. 7)

— Strassenkategorienpian (Plan Nr. 8>

zur Genehmigung.

2. Die Ortsplanung wurde in der Zeit vom 12. Juni bis

2O~ Juli 1982 öffentlich aufgelegt. Die mit Verfügung

des Gemeinderates vom 12. Oktober 1982 abgewiesenen

Einsprecher

1. Marcel Bär, Kirchstr. 123, Matzendorf
2. Robert Wyss, Dorfstr. 38, Matzendorf
3, Annemarie Borer, Mühlegasse 115, Rickenbach

vertreten durch Für~prech Dr. J. Ackermann,
Solothurn

4. Karl Meister, Uster
Klara Meister, Selzach
Leonhard Meister, Selzach
alle vertreten durch Fürsprech Dr.H.R, Meyer,
Grenchen

erheben Besch~ierde beim Regierungsrat.

27775- 100000- 1902



Gemäss § 18 Abs. 2 BauG entscheidet der Regierungsrat

zusammen mit dem Entscheid über die Piangenehmigung

über die Beschwerden, Sämtliche Beschwerdeführer sind

durch die angefochtene Planung berührt und haben an

dessen Inhalt ein schutzwürdiges Interesse, Sie sind

deshalb gemäss § 16 Abs. 1 BauS zur Beschwerdeführung

legitimiert, Da sie ihre Rechtsmittel rechtzeitig ein

gereicht haben, ist auf die Beschwerden einzutreten.

3. Am 14, Dezember 1982 fand in Anwesenheit der Parteien

ein Augenschein mit Parteiverhandlung statt. In der

Folge wurde das Genehmigungs— und Beschwerdeverfahren

sistiert, um allenfalls eine gütliche Einigung in der

Beschwerdesache Meister zu ermöglichen. Mit Schreiben

vom 7, Juni 1983 teilte der Anwalt mit, dass die Ver

handlungen gescheitert seien.

II

1, Herr Bär wendet sich gegen Linienführung bzw. Breite

der Kirchstrasse und beantragt sinngemäss, der Stras

sen- und BaulinienpIan sei in diesem Punkt nicht zu

genehmigen. Seine Argumente finden Eingang in die

nachfolgenden Erwägungen. Die Gemeinde beantragt Ab

weisung der Beschwerde, Die Kirchstrasse ist gemäss

zu genehmigendem, vom Beschwerdeführer nicht angefoch~

tenern Strassenkategorienpian eine Sammelstrasse, die

vom Dorfzentrum nach Westen. bis zur Kirche (Zone für
öffentliche Bauten und Anlagen) führt und gleichzeitig

das westliche Baugebiet (Wohnzone W2) erschliesst,



Im Rahmen der Ortspianungsrevision wurde die Breite

von qeplanten 7 in auf 6 rn reduziert, auf der

Südseite mi~ einem Trottoir von 2 in Breite versehen.

Die Strassenverb~eiterung und das Trottoir führen

zu einer Landabtretung des Beschwerdeführers von

durchschnittlich ca. 2,5 m auf einer Länge von ca.

100 in im Bereich seines Grundstückes GB Nr. 460

und zur Beseitigung der westlich am Gebäude Nr. 59

angebauten Flügelmauer. Im Bereich der Liegenschaft

Nr. 59 beträgt die abzutretende Breite ca. 3,40 in.

Der Beschwerdeführer bemängelt - unter Hin~.ieis dar

auf, dass die Kirchstrasse keine Durchgangsstrasse

und eine Umfahrungsstrasse weiter südlich vorhan

den sei - die Breite der Strasse und das Trottoir.

Diese Einwände sind nicht stichhaltig. Der Kirch

strasse koxinnt unangefochten die Funktion einer Sam

meistrasse zu. Diese Stresser sammeln den Verkehr

der einzelnen Erechllessunqsstrassen und führen

ihn den Hauptstrassen zu. Selbst wenn davon auszu

gehen ist, dass der Verkehr auf der Kirchstrasse

nicht überaus gross sein wird, so ist doch fest

zustellen, dass er den einer gewöhnlichen Er—

schliessungsstrasse übersteigt. Unter Berücksichti

gung der dein Regierungsrat im vorliege~iden Verfah

ren zukommenden Ueberprüfungsbefugnis (vgl. § 18

Abs. 2 BauG und Art. 2 Abs. 3 des Bund~sgesetzes

über die Raumplanung, RPG), ist davon auszugehen,

dass die Breite der Strasse und das geplante

Trottoir keinesfalls qualifiziert unzweckmässig

sind. Vielmehr hat der Augenschein gezeigt, dass

im Bereich der Liegenschaft des Beschwerdeführers.

sowohl für sich kreuzende Motorfahrzeuge als auch

für Fahrräder und Fussgänger eine äusserst ungün

stige und enge Situation besteht, die es im



f.~.

Interesse der Venkehrssicheni~eit zu hesei~iqen gilt

Die Kirohetrasse wird oft von Fussgängern, welche

die Kirche besuchen, benutzt, was zuweilen gefähr

liche Situet~onen heraufheschwört.

Der Gemeinderat tritt im angefochtenen Entscheid mit
guter Begründung für eine deutlich sichtbar~ Veren

gung der Fahrbahn im Bereich der Liegenschaft Nr. 61

ein. Die Erfahrung hat gezeigt, dass sukzessive Ver—

engungen, welche etwa im vorliegenden Fall bei der

Liegenschaft des Beschwerdeführers beginnen würde,

gefährlich sind, weil sie vom Autofahrer zu spät

wahrgenommen werden.

Die Kirehstrasse reiht sich mit ihrer Funktion und

ihrer Breite und Trottoir sinnvoll in die Strassen-

hierarchie des Dorfes ein~ Es kann jedenfalls nicht

mit Recht behauptet w~rden, sie falle bezüglich Aus

stattung aus dem Rahmen. Auch im übrigen Baugebiet
sind Trottoirs mit 2 m Breit~ geplant.

Der Beschwerdeführer bringt im übri

gen nicht vor, der Eingriff in sein Eigentum verletze

den Grundsatz verhäitnismässigen oder rechtegleichen

Handelns. Er macht in seiner Beschwerde im übrigen

vor 2. Instanz erstmals geltend, das Einbringen

von Futtermitteln aus dem zukünftigen Landwirtschafts

betrieb müsse durch einen genügend grossen Vorpiatz

zum Gebäude Nr. 59 gewährleistet sein. Der Augen

schein hat gezeigt, dass dies bei entsprechender

Gestaltung des Vorpiatzes, was Gegenstand des Land

erwerbsverfahrens sein wird, durchaus möglich sein

wird. So kommt es oft vor, dass das öffentliche

Trottoir für diese zeitweise Nutzung Verwendung

findet. Im übrigen weist das Grundstück des Be

schwerdeführers eine Grösse auf, welche die gefor

derte Landabtretung durchaus nicht als schweren
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Eingriff ins Eigentum qUalifiZiE.ren lässt Dass der

angefochtene Plan ftLr da.s Grundstuck des Bescnwer~

deführers keine Nummer aufweist und auch Werkstatt

und Hühnerstall nicht im Pl an nacäqeführt sind, ist

in diesem Verfahren bedeutungslos, zumal die nicht

aufgeführten Gebäudeteile ohnehin von der Strasse

abgewandt und von dieser nicht betroffen sind.

Fragen der Anpassungsarbeiten (Stützmauer für Bö

schung) und Fragen des Realersatzes, auf den grund~

sätzlich kein Anspruch besteht, sind im Landerwerbs~

verfahren zu erledigen.

Die Beschwerde ist somit abzuweisen, soweit darauf

einzutreten ist. Der Beschwerdeführer hat die Kosten

des Verfahrens (inkl. Entscheidgebühr von Fr.

200.-~-) zu bezahlen. Der geleistete Kostenvorschuss

wird verrechnet.

2.

a) Herr Wyss und Frau Borer, diese vertreten durch

Fürspreeh Dr. J, Ackermann, wenden sich gegen die

geplante Auszonung ihrer nebeneinander liegenden

Grundstücke 1104 (Wyss) und 1105 und 1205 (Borer),

Herr Wyss beantragt sinngemäss, auf die Auszonung
sei zü verzichten. Herr Wyss begründet sejn Be

gehren mit dem Erschliessungsgrad des Gx~undstüäkes,

mi.t dem Hinweis, die Gemeinde habe in jenem Gebiet

schon Baulandpreise bezahlt und er werde rechtsun—

gleich behahdelt,

Frau Borer stellt das ~2~!be ehren, udie vorge

sehene Auszonung sei als unangemessen, unzweck—

mässig, sachlich nicht gerechtfertigt nicht zu

genehmigen, u,K,u.E.F.~. Zur Begründung wird gel

tend gemacht, das Land sei voll erschlossen und
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baureit, Ortsbi ~•ehr.d:~ ~ ~l s Beqrt. ndun der

planerischeri Massnah~re k.aun. ~nehr herhalten, dJ.~e

Landwirtechalt sei hier nicht betroffene Der Tat~

bestand der est ~elle;:~ ~rt rr~nc~ rel ohne Zweifel

gegeben

Der Gemeinderat beantragt Abweisung der Beschwerden,

b) Die drei Grundstücke der Beschwerdeführer sind je
ca. 165m lang und 16 bis 17 in tief. Nach dem gel—

tenden Zonenpian liegen ca. 7/16 davon in der Zone

für öffentliche Bauten und Anlagen, ca. 4/i6 in der

2~geschossigen Wohnzone und ca. 5/16 ausserhalb Bau-~

zone. Im Rahmen der Zonenpianrevision soll das bis~

her in der Wohnzone gelegene Land ausgezont werden.

Das fragliche Land stösst dabei nördlich an die

Wohnzone und östlich an die Zone für ~ffentliche

Bauten und Anlagen, hier getrennt durch eine Er~

schliessungsstrasse. Südlich stösst Land der

Einwohnergemeinde an~ Die Grundstücke wären ohne

Zweifel von ihrer Form her überbaubar, dasjenige

von Herrn Wyss allerdings wohl optimal erst durch

eine Umlegung. Es blieb an den Verhandlungen unbe~

stritten, dass die Grundstücke von Frau Borer mit

Kanalisation~, Wasser~ und Eiektrizitätsleitungen

erschlossen sind. Auch eine Erschliessungsstrasse

führt bis an die Grundstücke heran, sodass das

Land im Sinne von § 28 BanG als erschlossen und

im Sinne von § 139 BanG als baureif zu gelten hat.

Das gleiche gilt auch für das südliche Grundstück

von Herrn Wyss, da die strassenmässige Erschlies—

sung ohne besonderen Aufwand möglich ist.



Die in Aus führung von Artikel 22~~ LV erlassenen

Art~ 15 ~ Et~e~t~~ übE.r die Raumplanung (RPG)

und Art~ 26 Baugesetz (BauG) postulieren die Begren

zung der Bauzone, um eins z ec~.mässige Nutzung des

Bodens und eine geordnete Besiedlung des Landes siche

zustellen~ Nach Art~ 26 Abs~ 1 BauG umfasst die Bau—

zone Land, das bereits ~~~hend überbaut oder er

schlossen ist oder nach objektiven Planungsgrund

sätzen in absehbarer Zeit für eine geordnete Besied

lung benötigt wird und erschlossen werden kann, Die

gesetzliche Grundlage für die für das Land ausser

halb der Bauzone resultierende Eigentumsbeschränkung

ist damit ohne Zweifel gegebene Ebenfalls das

öffentliche Interesse an der Begrenzung der Bauzone,

das vorn Bundesgericht~ in ständiger Praxis als grund

sätzlich gegeben erachtet wird, Es bleibt zu prüfen,

ob diese Vorau~setzungen auch in casu gegeben sind~

Die Grösse der dem Regierungsr~t zur Genehmigung

beantragten Bauzone lässt ungefähr das Doppelte

der heutigen Einwohnerzahl zu~ Mit oder ohne Ein-

bezug der fraglichen Grundstücksteile, die ~lhe F1äcI~e

von insgesamt ca, 20 a aufweisen, entspricht die

Grösse der Bauzone dem aufgrund von § 26 BauG vorn

Regierungsrat aufgestellten Planungsgrundsatz des

Faktors 2, der auch im kantonalen Richtplan Besied

~lung und Landschaft Niederschlag gefunden hat~ Nach

dem es sich beim fraglichen Land uni haureifes Land

handelt, müssen schon andere Gründe geltend gemacht

werden können, um eine 2~.üszonung der Grundstücke

der Beschwerdeführer zu ernöglichm~bzw~ die Aus

zonung nicht als willkürlich erscheinen zu lassen,
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c) Zunäcm~ 1 tllll art da.. s die genannten Grundstücke

aldI etwa abseits der dareztwicklung lieger~ Sie

sind nördlich umgeben vor einer 2—geschossigen, wobei

erst rurzbrh ua~ :etbaa: ~rsctiiessend an GB Nr.

1205 mittels Gestaltungsplan Mehrfamilienhäuser

gebaut wurden~ Westlich liegt die Zone für öffent~

hohe Bauten und Anlagen, welche die Gemeinde für

entsprechende Nutzung vorgesehen hat. Die fraglichen

Grundstücke grenzen allein südlich (allerdings auch

beschränkt) und gegen Osten ans freie, zusammenhän

gende landwirtschaftliche Land an. Nach Art. 3 RPG

sind sowohl der Landwirtschaft genügende Fiächen

geeigneten Kulturlandes zu erhalten als auch Sied

lungen nach den Bedürfnissen der Bevölkerung zu ge—

stalten. Beide Postulate sind gleichberechtigt.

Nachdem das fragliche Land als erschlossen zu gel

ten hat (~ 28 BauG), sich für eine Ueberbauung durch~

aus eignet (~ 131 BauG) und in einer Gegend natür

licher baulicher Entwicklung der Gemeinde liegt,

überwiegt das private und öffentliche Interesse an

einer Einzonung grundsätzlich dasjenige an der Er

haltung des im vorliegenden Fall durchaus für

die landwirtschaftliche Nutzung geeigneten Landes.

Die Vorinstanz macht geltend, die Auszonung des

80 - 210 m südlich gelegenen Grundstückes GB Nr. 665

eine planerische Massna~une, die auch angefochten

ist — verlange aus Konseguenzgründen auch eine Aus—

zonung der fraglichen Grundstücke. Es solle vermie

den werden, dass dabei die Grundstücke der Beschwer

deführer Borer und Wyss wie ein Zahn in das Landwirt‘~

schaftsgebiet hineinragen. Dieser Einwand erscheint

unbegründet. Die Grundstücke 1205, 1105 und 1104

grenzen ja — wie dargestellt und im Gegensatz zu

Grundstück GB Nr. 665 - an zwei Seiten an die Bau—

zone an und sind voll erschlossen, I~x tatsächlicher

ard rechtaicher ~rns~chL testehen z~z~schen den zwei



Aus zonunce~at st~ndan e voten. da.r i~:L e•~vo sein

wird d.urchvos relevvo~ UntE 3chiede tu.ch kann

sollte dies Sinn der gvoanteen Einwdnde. sein

nicht von einer ins GewL. cdt fallenden Beeintrdedtte

gung des: 8 lich und öst i.lofl anschlies senden Lvod~

wirtschaftsiandes die Rede sein~ Der Einwand, das

Dorfbild (gemeint ist wohl der alte Dorfkern), soll

te — von Osten her gesehen - nicht durch eine neue

Wohnzone verdeckt werden, ist nach dem vorgenommenen

Augenschein für die doch ziemlich nordöstlich des

Dorfes liegenden Grundstücke niöht stichhaltig, zu

mal dieser Dorfkern in der massgebenden Richtung

doch schon arg von neuen Bauten verdeckt wird~ Auch

andere Gründe des Landschaftsschutzes sprechen

— unter Vorbehalt, dass alifällige Bauten § 63 des

kantonalen Baureglementes und den Zonenvorschriften

entsprechen - .nicht gegen eine Beibehaltung der

Wohnzone~ Schliesslich erscheint auch der wohl im

Hinblick auf Art~ 3 Abs~ 3 lit~ b) RPG erhobene Ein

wand, die nahe liegende Zone f3r öffentliche Bauten

und Anlagen könnte bei entsprechender Nutzung

Immissionsklagen der — Wohnzone — Bewohner zur

Folge haben, was auch gegen eine Beibehaltung der

Wohnzone spreche, nicht sticbhe~tiq~ Die beiden

Nutzungen schliessen sich im Sinne benachbarter

Zonen durchaus nicht zum vornherein aus~ Zudem

müsste dieser Einwand sonst auch für die nördlich

anschliessende Wohnzone und die östlich gelegene

Kernzone Geltung haben~

Unter Abwägung all dieser Interessen erschiene eine

Auszonung der fraglichen Grundstücke als unverhält«

nismässig, indem die planerische Massnahrnedurch

den vom Gesetz verfolgten Zweck (geordnete Besied

lung und zweckmässige Nutzung des Bodens) nicht

mehr gedeckt ist und die Beschwerde führenden
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Eigent~r von er sc..hios senem und Saure 1 1cr Land in

SchWe~e un.d StossEr):.cier Weise treffen würde

Dieser starke Eingr.~ if ins Eigentum, der im Hinblick

auf die ni~ht thermiegarden öffentlichen Interessen

als unverhältnismässig erscheint, manifestiert sich

auch im Umstand, dass starke Hinweise vorliegen,

die Auszonung könnte den Tatbestand der materiellen

Enteignung erfüllen

Es muss aber auch im Interesse der Gemeinde liegen,

dass mit grossen finanziellen Mitteln erschlossenes

Land auch entsprechend genutzt wird, soweit diese

bauliche Nutzung sich - und dies ist vorliegend

der Fall mit den dargestellten Planungsgrundsätzen

verträgt, Die Beschwerden sind deshalb gutzuheissen,

die Grundstücke GB Nr~ 1205, 1105 und 1104 sind im

bisherigen Umfang in der Bauzone zu belassen~

Der geleistete Ko~tenvorschuss wird den Beschwerde-

führern zurüekerstattet~ Eine Parteientschädigung

wird im Hinblick auf § 39 (letzter Satz> VRG

nicht zugesprochen~

3,

a) Die Beschwerdeführer Karl, Kiara und Leonhard Meist4,

vertreten durch das Anwaltsbüro Fürsprech Dr~ H~R~

Meyer, Grenchen, beantragen:

“l~ Der Beschwerde sei aufschiebende
Wirkung zu ertei1en~

2~ In Gutheissung der Beschwerde sei
die Liegenschaft Grundbuch Matzen
dorf Nr~ 665 in der Bauzone zu be
lassen~



3, Eventuell Es sei fe. stz ustel len, dass
die Aus zomu..:~g der Liegenschaft Grund—
buch Matz.endorf Nr. 6E.5 den Tatbestand
der materie :ien Enteignung erfüllt.

Unter Kosten— und EntschädiguflgsfOlge.‘~

Die Begründung dcx Beschwerde ergibt sich - so

weit für den Entscheid von Bedeutung — aus den

nachfolgenden Erwägungen

Der Gemeinderat beantragt Abweisung der Beschwerde.

b) Nachdem Nutzungspläne nach § 21 Abs. 1 BaüG von Ge

setzes wegen erst mit der Publikation des Genehmi

gungsbeschlusses des Regierunqsrates in Kraft tre

ten, stösst das Rechtsbegehren Nr. 1 als gegenstands

los ins Leere~ Die Auszonung tritt erst mit Ge

nehmigung durch den Regierungsrat in Kraft, Ander

seits hat die Pianauflage nach § 15 Abs. 2 BanG

gewisse Vorwirkungen der neuen Planung zur Folge,

die durch das Rechtsmittel der ordentlichen Plan—

einsprache und Planbeschwerde von Gesetzes wegen

nicht aufgehoben werden können, Dafür gibt es das

Rechtsmittel der Planauflagebeschwerde nach § 15

Abs.. 3 BauG, welche nicht erhoben worden ist.

Auf Rechtebegehren Nr. 1 ist deshalb nicht einzu

treten, soweit damit aufschiebende Wirkung für die

Folgen der Planauflage verlangt wird. Im übrigen

ist das Beschwerdebegehren gegenstandslos, sofern

damit der Aufschub der Rechtskraft der Auszonung

verlangt wird.



Da~ 33€i ~.cAwe•r eb~e?~~n NA 3 ~ VO~ft ~ A~r~

tau z urückge.~ nac.~A.dem. 7 3 kauG i ~.7

Best.Ammur~gen des E 3GB die Ent~chhdigungsfraqen ins

S.•cliitz ungsver feb rem. vor S~ht~ u:ne ekonn., 1 s 1cr:, und

Verwaltungeger .tc1~.t usweist Auf das Fa in sIe 1 mgs.~~

begehren der materiellen Enteignung könnte im Plan

genehmigungsverfahren nicht eingetreten werden,

Zu behandeln bleibt somit der Antrag, GB Matzendorf

Nr. 665 sei im bisherigen Umfang in der Bauzone zu

belassen.

c) Das Grundstück der Baschwerdeführer weist eine F1äche~

von ca. 67 a auf und bildet nach geltendem Zonenpian

auf einer Länge von ca. 140 m von Süden nach Norden

einen Riegel, der das östlich gelegene freie Land

wirtschaftsgebiet von den westlich davon‘ gelegenen

landwirtschaftlich genutzten und nicht eingezonten

Grundstücken GB Nr. 660, 661 und 662 trennt. 30 m

nördlich folgen Grundstücke der Einwohnerg~meinde

(Nr. 667, 668 und 669) und die oben behandelten

Grundstücke Nr. 1104, 1105 und 1205.

Die gesetzliche Grundlage für die Auszonung wird von

den Beschwerdeführern zu Recht nicht bestritten. So

~fragt es sich einzig, ob die planerische Mas.sna1mt~

derart im öffentlichen Interesse liegt, dass sich

das private Interesse an der Beibehaltung der

Bauzone diesem unterzuordnen hat.

Zunächst ist im Sinne der Erwägungen unter Ziffer II

2 b) am Schluss hievor festzustellen, dass das Bau—

gebiet, so wie es dem Regierungsrat zur Genehmigung

beantragt wird und unter Einbezug der Grundstücke

der vorgenannten Beschwerdeführer Borer und Wyss,
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den•. Planung.sgru J.sätzen von Bange ~t~z und Richtpian

hinsichtlich seiner Ga5s~ e entspricht. Die Beihe

haltung der Ei.nzonung von GB Nr 665 mit seinen

ca. 6•7 a würde zwar den dargestellten Faktor 2

nicht gravierend verletzen, aber mit dem damit ver

bundenen zusätzlich mögliqhen Wohnraum für ca.~3D

Personen doch zumindest ritzen. Für die Auszonung

sprechen neben der Bauzonengrösse aber vor allem

andere Gesichtspunkte, die — im Gegensatz zur unter

Ziffer 2 behandelten Beschwerde (im folgenden Sach

verhalt 1 genannt) — zur Abweisung bzw. nicht

gänzlichen Gutheissung der Beschwerde Meis~er führen

müssen.

Zunächst sind hinsichtlich Erschliessung gegenüber

dem Sachverhalt 1 Unterschiede festzustellen. Wohl

ist mit den Behchwerdeführern einzuräumen, dass das

fragliche Grundstück von Werkleitungen tangiert

wird, Der Gemeinderat weist iüdessen mhit Recht

darauf hin, dass diese Leitungen nicht etwa zur

Erschliessung des Grundstückes GB Nr. 665 erstellt

wurden, sondern vielmehr Transportleitungen sind,

welche zur Basiserschliessung zählen und aus tech

nischen Gründen ohnehin die fragliche Linienführung

aufweisen müssten, Es wäre nun planerisch nicht

vertretbar, alles Land entlang solcher Transport~

leitungen einzuzonen, dadurch würde mit dem v~

Gesetz für das Bauen aufgestellt&iErschliessungs

erfordernis die Streubauweise nicht verhindert,

sondern gefördert~ Zudem müsste für die ErschLies

sung von Grundstück GB Nr. 665 eine Erschliessungs

strasse von ca. 140 mmi Länge gebaut werden, Das

Grundstück kann deshalb nicht als voll erschlossen

gelten. Die Planung sieht auch keine solche Strasse

vor, Die Strasse, welche die im Sachverhalt 1 ge

nannten Grundstücke erschliesst, führt 40 m nördlich1



nech Westen ~ :~a~n das Grvnds~.. ~ er sshl es

sen Die Be s.c werde führ .s.r mcl len indessen ~u~n der;

Tstsa.che, dama. i~a T:.ahine der leuDanden Güterz usamuen~

legung .( im ~generel~~ekt ) ein 3 ‚ 50 in

breiter Weg an der Westseite des Grundstücks geplant

sei, ableiten, ihr GrundstÜck sei deshalb nach

dem Bau dieses Fiurweges auch verkehrsmässig er~

schlossen. Indessen kann eine der Landwirtschaft

dienende Erschliessung niemals für die Erschliessung

von Baugebi~t genügen, zumal für eine Fläche von

67 a. Im übrigen ist ja nicht einmal der Flurweg

gebaut. Es ist deshalb auch nicht einzusehen, warum

der zu erstellende Flurweg eine direkte Nord-Süd-

Verbindung präjud±z~eren soll, nachdem der unange

fochtene Erschliessungsplafl die Erschliessung des

fraglichen Baugebietes über eine Strasse weiter

westlich vorsieht. Es wird Sache einer geeigneten

Signalisierung sein, den Flurweg für die landwirt

schaftliche Nutzung zu reservieren * Hinsichtlich

Erschliessung bietet sich die Situation — zumin~

dest für einen grossen Teil von Grundstück GB

Nr. 665 anders an als bei Sachverhalt 1.

ins Gewicht fällt indessen vorab folgendes~

Eine Ueberbauung des fraglichen Grundstückes würde

keine organische Entwicklung des Baugebietes dar

stellen. Das Grundstück stösst nur im südlichen

Bereich westlich an die bestehenden Bauzone an.

I~ übrigen würde die Beibehaltung der Einzonung

zu einem unnatürlichen Riegel zwischen beidseitig

landwirtschaftlich genutzten Land führen. Erwei

terungen der Bauzone - wo sie vom Bedarf her nötig

sind — sind andernorts in organischer Weise und

zweckmässiger möglich als durch Einzonung von GB



6 ~~ ci. ci.cc s •cu. ianc.rwirc ~i

.lic ..ie Nut unc von t~B N.N. 660: bi 662 slcherqe. etc 1 lt

W~iS ~:ir .1 Lcg~. d dci.~ Fall 1 st, Unter die s.em

Aein~kt ~. ~c.mh dc andw6... clzchaftl ~...ihen N.ut zung des
fragl f~ be ctc~~ ge gnete:n. Landes Priorität zu

Im Hinblick. auf den der Gemeinde nach Art, 2 Abs. 3

RPG und § 18 Abs~ 2 BauG zukommenden Ermessensspiel~

baum und. der dem Rechtsgleichheitsgrundsatz auf dem

Gebiet der Raumplanung nur abgeschwächt zukommenden 1

Bedeutung, kann auch nicht mit Recht vorgebracht

werden, die Beschwerdeftthrer würden rechtsungleich

behandelt. Art. 4 BV ist genüge getan, wenn die

gewählte Zonenabgrenzung mit vernünftigen Gründen

erklärbar, nicht willkürlich ist, Das kann aus den

genannten Gründen nicht behauptet werden. Vielmehr

wäre die Beibehaltung der fraglichen Einzonung im

Hinblick auf die Grösse der Bauzone, die Interessen

der Landwirtschaft und die organische Entcicklung

des Beugeble tes. zur~ Verhinderung der Streubauwei se

unvernünftici~

Die Beschwerdeführer stellen sich untex~ eingehen

der Schilderung des bi scer~Lgen planen. sch.en Schick— 1
sds des fraglichen Grundstückes - auf den Stand- 1
punkt, die Auszonung verstosse gegen Treu und Glau

bem, sei rechtsmissbräuchlich und ein Verstoss ge

gen die RechtssicherheIt, Sie übersehen dabei, dass

die Eigentumsgarantie dem Eigent~imer keiflen An- 1
spruch darauf verleiht, dass sein Grundeigentum

in der einmal zugeteilten Zore verbleibt, Vielmehr 1
muss es möglich sein, die Zonenordnung sei es 1
aus Gründen veränderter Gesetzgebung, wegen Aende- 1
rung der tatsächlichen Verhältnisse oder neuer Ge

wichtung von Interessen — zu ändern, Die abzuiösend~
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Or~t.: api anurc we .lche cIa s G~runf.. stüc dar Be schwerde~

führer der llauzone z ~•.ite. i Ite s. t•amct aus dem Jahre

1975/1976 (Genehmigung durch IrnEnabstimmung am

I~ sezem~er 197 durch ecu ~ierunasrct 7~ Mai

1976), ~die öffentliche Auflage geht auf das Jahr

1973 zurück~ In der Zwischenzeit sind Raumplanungs

gesetz und Baugesetz in Kraft getreten, welche eine

Anpassung der Zonenplanung notwendig machen, wie

dies § 10 BauG vorschreibt~ Es kann deshalb keine

Rede davon sein, die Ueberprüfung des Zonenpianes

und die sich daraus ergebenden Aenderungen wider

sprächen dem Postulat der Rechtssicherheit~ Viel—

mehz hätten die Beschwerdeführer es in der Hand ge
habt, in ~em genannten Zeitraum das fragliche Grund

stück gemäss Zonenplan zu überbauen, zumal sie ja

davon ausgehen, das GrundstÜck sei ersch1ossen.~ Eine

Totairevision der Ortspianung stellt alles in Frage

und lässt eine umfassende Ueberprüfung der Nutzungs

ordnung und eine neue umfassende Interessenabwägung

zu~ Dass diese für die Interessen der Beschwerde—

führer zu einem negativen Ergebnis geführt hat,

heisst noch lange nicht, dass der Grundsatz von

Treu und Glauben verletzt wäre oder sogar ein

~veni~e contra factum ~roprium~ vorliegt, wie die

Beschwerdefübrer behaupten~

Die Auszonung von Grundstück GB Nr~ 665 ist des-

halb grundsätzlich nicht zu beanstanden~ Das gilt

indessen nicht unaingeschränkt~ Der südliche Teil

des Grundstückes, welcher im Bereich der Einmündung

der Geineindestrasse in die Kantonsstrasse liegt,

ist in der Tat e~rschlossen, seine Einzonung stellt

die natürliche Fortsetzung der westlich davon ein—

gezonten Grundstücke dar und beeinträchtigt die

landwirtschaftlichen Interessen nicht i~ dem Misse



w~e. die 4 in ~nnum~ da r~irc~: Iici davon ~

tünkte iia. :t~ Abwtq in. G da s ich an igegen ste3ndan

~Vr~tAfl iYfld 44 fentli c~~n nt~re s sen erschei ~ dashali
~ ~p ~r~b~z~i tn~r Pn;. ut 4 e iF~ von 30 44 c 40 u ab be~

•3t~_di:.fldE~ ~: dameindas trasse in die Bauzone gereckt—

fertigt~ Die Beibehaltung der Einzonung dieser Flä~

che von ca. 15 a kann im Hinblick auf ~ 18 Abs. 2 und

3 8auG einerseits deshalb als eindeutig bestimmbar

und deshalb direkt verfügbar bezeichnet werden, weil

die Gemeinde im Rahmen von Vergleichsverhandlungen

diesem Kompromiss zugestimmt hat, anderseits weil

eine weitergehendere Beibehaltung der Einzonung

des fraglichen Grundstückes in der Tat nicht ver

tretbar wäre. Die Beschwerde ist in diesem Sinne teil~

weise gutzuheissen, soweit darauf einzutreten ist.

Die Beschwerdeführer haben entsprechend dem Ausgang

des Verfahrens die reduzierten Verfahrenskosten

(inkl, Entscheidgebühr) von Fr. 200.~ zu bezahlen.

Der geleistete Kozienvorschuss in dieser Höhe wird

verrechnet. larteientschüdigung wird im Hinblick auf

§ 39 VRG ke inc zugesprochen.

Das Verfahren z~im Erlass der Pläne und des Zonenregle—

mentes ist richtig durchgeführt worden. Das Baureglement

muss vorerst durch die Gemeindeversammlung genehmigt wer

den. Gegenstand der vorliegenden Genehmigung sind deshal

nurdieZonenvorschriften(~ 12 bis 17) sowie die

Schluss- und Uebergangsbestimmun~en (~ 18 bis 20) des

Bau— und Zonenreglementes. Zu genehmigen ist auch dieS

nachträglich vorgenommene Aenderung des Strassen— und

Bauiinienplanes durch den vom 16. Dezember 1982 bis



1 ~ ~ -~:c~
~

~ ~e
;ut der Cri:e~ ~ ~ure n~ ‘:t ~ icn, L)e~ ~i~

hauUr Cfl~~r~ ‘Nc~ ~t en~~ecLe~d ~bz ~

Materiell sinC ±olgen~e Bemerkungen anzubringen:

1. Die vorliegende P~anrng steht mit dem kant~
~edlun~dLand~uba~t in Einklana. Die Gemeinde

dem im Richtplan enthaltenen schützenswerten Ortsbiidl

mit der Ausscheidung einer Kernzone mit strengen Mass~

und Aesthetikvorschriften ubd der Festlegung besonde~I

rer Baulinien Rechnung getragen. Die teilweise Gut~

heissung einzelner Beschwerden hat zur Folge, dass

der ~~~lan an die mit diesem Beschluss genehmigte

Bauzonenabgrenzung ~g~~st werden muss.

2. Die Zonenvorschriften ent~aiten in der Uebersichts~

tabelle über die Massvorschriften (~ 14) einen offen—~

sichtlichen Fehler. FOr die 2~geschossige Kernzone

wird eine max. Gehäudehöhe von 8.50 m festgelegt, wasl

sowohl dem ael‘tenden Kant. Baureglement wie auch der

gewachsenen Dorfetruktur widerspxicht. Das Kant, Bau~

reglement lässt für 2~-gescflosszge Bauten eine Gebäude

höhe von max. ?.Su m zu. oie in ~ 14 für die Kernzone

festgelegte Gebäudehöhe von 8~50 m ist deshalb aus

rechtlichen Gründen auf max. 7.50 in zu begrenzen. Die~e

Korrektur kann gemäss BauG § 18 als offensichtlicher

Fehle±~ vom Regierungsrat selber beschlossen werden,

Der Gemeinde wird aber empfohlen, ein dem gewachsenen~

Ortsbild besser entsprechendes Mass, das ve~utlich

wesentlich tiefer liegt, zu ermitteln und im Nutzungs~

pianverfahren festzulegen.
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Der 7Cr~q~r(~E~ ~c~! ~
~ :rL :r~;r r

j>r~urcIii~r~or 1 ‘~ ~ ~ ~

i~‘t da~ recn t~cri~ (e~~ ~ ~-L:~ ‘~t~e~

Es wird
hcr ~1cssei:

L Die Ortsplanung c~er tinwoh~ergenieinde Matzendorf,

bestehend aus

Zonenplan 1:2000

— Zonenregiement (zonenvorschriften §~ 12
bis 2C des Bau— und Zonenregiei~entes)

— Strassen- und Baulinienpian Nord 1:1000

- Strassei~— und Baulinisnpian Süd 1:1000

- Strassenkategorienpian 1~2000

— Strassen— und Bauliriienplan Rai~nweg/
Rehgasee 1:1000

wird mit den sich ~ der Gu~h~issu::g der Pc

schwerden und den ~iateriei1en Bemerkungen exge—

benden Aenderungen geneh~~gt~

2~ Die Beschwerw~ i~ ~ ~‚ir~. ~~~ercu~ Der Dc—

schwerdeführer hat die Kosten des Verfahrens (inkL

Entscheidgebühr) ‘rom Fr~ 200,—— zu bezah1en~ Der

Kostenvorschuss wird verrechnet

3, Die Beschwerden R~ Wyss und A~ Borer werden gutge~

heissen~ Kosten werden kcine erhoben, der geleistete

Kostanvorschuss von je Fr~ 200.—— wird zurückerstat—

tet. Parteientschädigung wird keine zugesprochen.
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4 Din ]3es chwerd.. Mai stur i~iu0 tn i lwni se qutqr. hei s sen

soweit dara.J ein• z utreten 2 st 102 e Da sc eis rde rer

haben. die redus 2er te r. Kosten das VE~rfah:?n s (irkJ:.~.

~ntscheidqed1ihr) vo.n Fr 200 zu bez Kilen Der

Kostenvors.chuss wird verrechnet Parteieztsch.Kdiguxig

wird keine zuge spur. in.er

5 Die Einwohnergeireinde Matzendorf wird aufgefordert,

das GKP an die mit dem vorlienenden BeSchluss ge

nehmigte Zonierung anzupassen, vorprüfen zu lassen

und dem kantonalen Dirt für Wasserwirtschaft bis Ende

September 1984 zur Genehmigung e±nzureichen.

6. Die Gemeinde wird verhalten, dem kantonalen ~mt für

Raumplanung bis Ende 1983 noch 4 bereinigte Zonen~

pläne, je 3 bereinigte Strassen- und Bauiinienpläne,

3 Zonenreglemente und 2 Strassenkategorienpläne

zuzustellen, Die Pläne sind reissfest und lichtecht

auszuführen und von der Gemeindebehöi~de zu unter

zeichnen.

7. Bestehende Pläne, die mit den vorliegend genehmigten

in Widerspruch stehen, verlieren 2hre Rechtskraft.

8. Der kantonala Richtplan ist an din mit diesem Be

s chlus~ genehmigte Zonehabgrenzung anzupassen.

Der Staatsschreiber

Kostenabrechnungen und 4
Verteiler Seite 21 und 22
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(~3taatE~r~1e~. Nr 2~ )
~- ~

M~Bär,Matzendoff

Kostenvorschuss: Fr~. 2OO.~ ~ Kto 1i9~65O auf 2OOO~43LQO
Verfahrenskosten: Fr~ 2OO~— umbuchen)

Fr~ -~—~

~1atzenaorf

Rückerstattung des
Kostenvorschusses: Fr~ 2OO~—— (v~ Kto~ ii9~65O)

A~ Borer, Rio~enb~ch
v~d. Dr~ J. Ackai~ivcnn ~3r~1cnurn
Rücke~statt~ng ‘5a
Yostenvorsch~isses~ (v~ Kto~ ~i9 S5U)

Meister, Uster und Se~sch
~r~Li~e

Kostenvorschuss: Fr. 2OO..~ (v. Kto.. 119.650 auf
Verfahrenskosten: Fr. 200.— 2000.431.00 umbuchen)

Fr. -..
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GeI~t an

B a.u~ Dapar te.me nt (2) La/br . mit to• schwe rdeakten
~ ~

Hocibauamt (2) mit PlaaausschwitthRD (folgt später)
~1Ct )~U3P14 (~ ‚ n~ ~ hw ~P2 ~folat scat~r,

— ämt für Was~erwirtschoft (2) mitPlanausschnittKP~P (folgt ::~hwter
hwc~sd e nt ~ —hwp ~ (3~

-~ Kreisbauamt II 46tC Olten, mit Planaus~chn t KRP (folgt späten~
~
~ndRe~1~ement
~laen~Zongnian‘
~ter~
Finanzverwaltung/Debitorenbuehhaltung (2)

« Finanzverwaltung (2) zum Umbuchen
— Bau—Departement (4) br (fur Piranzvorwaltung als Ausgabee-Arwe~ ~n
- Natur— und Heimatschutz, mit ~Planausschnitt KRP (folgt später)
— Soloth, Gebäudeversicherung, Baselstr~ 40, 4500 Solothurn
— Meliorationsamt, Baseistr~ 77, 4500 Solothurn

der Ejnwohneraer~ejnde 4713 ~1atzendorf mit
~~ittKRPsäte3:~
~

— Baukornmission der Einwohnergemeinde, 4713 Matzendorf
- Herrn R. Wyss, Dorfstr~ 38, 4713 Matzendorf, EINSCHREIBEN
- Herrn Fürsprech Dr~ J~ Ackermann, Bielstr~ 8, 4500 Solothurn

EINSCHREIBEN (2)
— Herrn M~ Bär, Kirchstrasse 123, 4713 Matzendorf, EINSCHREIBEN
- Herrn Fürsprech Dr~ H~R~ Meyer, Kirchstr~ 99, 2540 Grenchen,

EINSCHREIBEN (2)
— Ingenieurbüro Berr~asconi + Mettler, 4710 Baisthal

Amtsblatt Publikation:

Es werden genehhwgt:

Der Zonenplan mit Zonenregiement, die Strassen— und
Baulinienpläne Nord und Süd, der Strassen- und Bau—
iinienplan Rainweg/Rehgasse und der Strassenkategorien—
plan der Einwohnergemeinde Matzendorf,


